Landtag von Baden-Wiirttemberg
17. Wahlperiode

Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zu dem Vertrag iiber die Errichtung, den Betrieb und
die Weiterentwicklung des Nationalen Once-Only-Technical-
Systems (NOOTS) — Vertrag zur Ausfiihrung von Artikel 91c¢
Absatz 1, Absatz 2 GG — NOOTS-Staatsvertrag

A. Zielsetzung

Mit dem Gesetz soll die nach Artikel 50 Satz 2 der Verfassung des Landes Baden-
Wiirttemberg erforderliche Zustimmung des Landtags zu dem Vertrag iiber die
Errichtung, den Betrieb und die Weiterentwicklung des Nationalen Once-Only-
Technical-Systems (NOOTS) — Vertrag zur Ausfithrung von Artikel 91c Absatz 1,
Absatz 2 GG — NOOTS-Staatsvertrag (NOOTS-Staatsvertrag) erfolgen.

B. Wesentlicher Inhalt

Alleiniger Inhalt des Gesetzes ist die Zustimmung zum NOOTS-Staatsvertrag.

Gegenstand des NOOTS-Staatsvertrags ist die Vereinbarung tiber die Errichtung
und den Betrieb des Nationalen Once-Only-Technical-Systems (NOOTS) als ge-
meinsames informationstechnisches System des Bundes und der Lander, das pers-
pektivisch den gesamten Datenaustausch zwischen allen 6ffentlichen Stellen auto-
matisiert ermoglicht. Mit dem NOOTS soll zunéchst das Once-Only-Prinzip fiir
Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezugangsgesetz umgesetzt werden. Nach-
weise und Daten, die der offentlichen Verwaltung bereits vorliegen, sollen im In-
teresse der Biirgerinnen und Biirger sowie der Unternehmen nicht erneut erhoben,
sondern direkt automatisiert abgerufen, iibermittelt und nutzbar gemacht werden.

C. Alternativen

Keine.
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D. Kosten fiir die 6ffentlichen Haushalte

Die Kosten der Errichtung, des Betriebs und der Weiterentwicklung des NOOTS
werden ab dem Jahr 2027 zu 53,4 Prozent aus dem von Bund und Léndern nach
dem IT-Staatsvertrag finanzierten Stammbudget der Foderalen IT-Kooperation
Anstalt des offentlichen Rechts (FITKO) und zu 46,6 Prozent durch den Bund
getragen. Abweichend davon erfolgt die Finanzierung des NOOTS in den Jahren
2025 und 2026 allein aus dem Stammbudget der FITKO. Der Anteil des Landes
an der Finanzierung des Stammbudgets der FITKO der Jahre 2025 und 2026 ist
im Landeshaushalt 2025/2026 eingeplant.

Die in den Jahren 2025 und 2026 fiir die Errichtung und den Betrieb des NOOTS
anfallenden Kosten werden auf insgesamt rund 38,8 Millionen Euro fiir das Jahr
2025 und rund 40 Millionen Euro fiir das Jahr 2026 geschitzt. Fiir die Kosten des
Betriebs und der Weiterentwicklung ab dem Jahr 2027 liegen noch keine Kosten-
schétzungen vor.

Kosten fiir den Anschluss von Onlinediensten und Registern an das NOOTS sind
von dieser Kostenregelung nicht umfasst und miissen jeweils von den Vertrags-
partnern getragen werden. Der Anschluss von Onlinediensten und Registern er-
folgt nach der fiir Ende des Jahres 2025 erwarteten Inbetriebnahme des NOOTS
und einem von dem IT-Planungsrat mit der zustéindigen Fachministerkonferenz
festzulegenden Ubergangszeitraum.

E. Biirokratievermeidung, Priifung Vollzugstauglichkeit

Das Zustimmungsgesetz zum NOOTS-Staatsvertrag schafft die Grundlage zur
technischen Umsetzung des Once-Only-Prinzips. Nachweisdaten miissen kiinf-
tig nicht mehr erneut erhoben werden, sondern kénnen bundesweit automatisiert
abgerufen, libermittelt und nutzbar gemacht werden. Es ist eine deutliche Ent-
lastung der Wirtschaft und der Biirgerinnen und Biirger sowie der Verwaltung
in Baden-Wiirttemberg zu erwarten. Eine Biirokratielastenschidtzung nach Num-
mer 4.3.4 der VwV Regelungen ist nicht erforderlich. Das Zustimmungsge-
setz 16st weder komplexe Verwaltungsverfahren noch unmittelbare Handlungs-
pflichten fiir Unternehmen, Biirgerinnen und Biirger oder die Verwaltungsbe-
horden aus.

F. Nachhaltigkeits-Check

Die mit dem NOOTS-Staatsvertrag verfolgte Umsetzung des Once-Only-Prinzips
ist ein wesentlicher Schritt zur vollstindig digitalen Abwicklung von Verwal-
tungsleistungen und zugleich die vierte und hochste Stufe des Reifegradmodells
nach dem Onlinezugangsgesetz. Verwaltungsleistungen werden fiir Unternehmen
sowie Biirgerinnen und Biirger schnell, medienbruchfrei und mit wenig Aufwand
erreichbar sein. Zugleich werden auch die Aufwénde in den Verwaltungsbehor-
den verringert.

G. Digitaltauglichkeits-Check

Bei Regelungen, die sich auf die Zustimmung zu einem Staatsvertrag beschrin-
ken, ist ein Digitaltauglichkeits-Check nach Nummer 4.5.2 Satz 1 Buchstabe b
der VwV Regelungen nicht durchzufiihren.

H. Sonstige Kosten fiir Private

Keine.
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Staatsministerium Stuttgart, 15. Juli 2025
Baden-Wiirttemberg

Ministerprisident

An die
Prisidentin des Landtags
von Baden-Wiirttemberg

Sehr geehrte Frau Landtagsprasidentin,

als Anlage iibersende ich Thnen gemdfl Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des
Landes Baden-Wiirttemberg das von der Landesregierung beschlossene Gesetz
zu dem Vertrag iiber die Errichtung, den Betrieb und die Weiterentwicklung des
Nationalen Once-Only-Technical-Systems (NOOTS) — Vertrag zur Ausfithrung
von Artikel 91c Absatz 1, Absatz 2 GG — NOOTS-Staatsvertrag. Ich bitte Sie,
die Beschlussfassung des Landtags herbeizufithren. Die Zusténdigkeit liegt beim
Ministerium des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen.

Mit freundlichen Griilen

Kretschmann

Ministerprasident
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Der Landtag wolle beschlieen,

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Gesetz zu dem Vertrag iiber die
Errichtung, den Betrieb und die
Weiterentwicklung des Nationalen
Once-Only-Technical-Systems (NOOTS) —
Vertrag zur Ausfiithrung von Artikel 91¢
Absatz 1, Absatz 2 GG -
NOOTS-Staatsvertrag

§1

Dem in der Zeit vom 18. Dezember 2024 bis 24. Mirz
2025 unterzeichneten Vertrag iiber die Errichtung, den
Betrieb und die Weiterentwicklung des Nationalen
Once-Only-Technical-Systems (NOOTS) — Vertrag zur
Ausfiihrung von Artikel 91c Absatz 1, Absatz 2 GG —
NOOTS-Staatsvertrag zwischen dem Land Baden-Wiirt-
temberg, dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, dem
Land Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, der
Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen,
dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Nie-
dersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land
Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen,
dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Hol-
stein und dem Freistaat Thiiringen sowie der Bundes-
republik Deutschland wird zugestimmt. Der Staatsver-
trag wird nachstehend ver6ffentlicht.

§2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung
in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 10
Absatz 1 Satz 2 in Kraft tritt, ist im Gesetzblatt bekannt
zu geben. Fiir den Fall, dass der Staatsvertrag nach sei-
nem § 10 Absatz 2 gegenstandslos wird, ist dies im Ge-
setzblatt bekannt zu geben.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

1. Zielsetzung

Der Vertrag tiber die Errichtung, den Betrieb und die Weiterentwicklung des Na-
tionalen Once-Only-Technical-Systems (NOOTS) — Vertrag zur Ausfithrung von
Artikel 91c Absatz 1, Absatz 2 GG — NOOTS-Staatsvertrag schafft die rechtliche
Grundlage fiir ein gemeinsames informationstechnisches System des Bundes und
der Lénder, das perspektivisch den gesamten Datenaustausch zwischen allen 6f-
fentlichen Stellen automatisiert ermoglicht. Mit dem NOOTS soll zundchst das
Once-Only-Prinzip fiir Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezugangsgesetz
umgesetzt werden. Nachweise und Daten, die der offentlichen Verwaltung be-
reits vorliegen, sollen im Interesse der Biirgerinnen und Biirger sowie der Unter-
nehmen nicht erneut erhoben, sondern direkt automatisiert abgerufen, iibermittelt
und nutzbar gemacht werden. Davon profitieren auch die Verwaltungen des Bun-
des und der Lénder einschlieSlich der Gemeinden, Gemeindeverbiande und der
sonstigen der Aufsicht der Lander unterstehenden juristischen Personen des 6f-
fentlichen Rechts. Der Staatsvertrag umfasst juristische Personen des dffentlichen
Rechts, soweit die Vertragsparteien, die Fach- und/oder die Rechtsaufsicht haben.

2. Inhalt
Der NOOTS-Staatsvertrag hat im Wesentlichen die folgenden Inhalte:

— Die Vereinbarung iiber die Errichtung und den Betrieb des NOOTS als gemein-
sames informationstechnisches System des Bundes und der Lénder.

— Regelungen zur Governance, die dem IT-Planungsrat die Aufgabe der grund-
sdtzlichen Entscheidung iiber den Betrieb und die Weiterentwicklung des
NOOTS unter Beteiligung der jeweiligen Fachministerkonferenz zuweist und
die Einrichtung einer Steuerungsgruppe NOOTS, einer Gesamtleitung NOOTS
sowie einer fachlich koordinierenden Stelle bei der FITKO vorsieht.

— Die Zuweisung der Aufgabe der operativen Umsetzung der Errichtung, des Be-
triebs und der Weiterentwicklung des NOOTS an das Bundesverwaltungsamt
als betriebsverantwortliche Stelle.

— Verpflichtung der Vertragsparteien, Nachweise der nachweisliefernden Stellen
tiber das NOOTS zur Verfiigung zu stellen und die nachweisanfordernden Stel-
len an das NOOTS anzuschlief3en.

— Feststellung, dass das NOOTS einen Anschluss an das technische System nach
Artikel 14 der Verordnung (EU) 2018/1724 — Single Digital Gateway-Verord-
nung — herstellt.

— Regelung zum Datenschutz und den datenschutzrechtlichen Verantwortlichkei-
ten.

— Verteilung der Kosten fiir die Errichtung, den Betrieb und die Weiterentwick-
lung des NOOTS anteilig auf Bund und Lénder. In den Jahren 2025/2026 er-
folgt die Finanzierung iiber die im Wirtschaftsplan der FITKO veranschlagten
Mittel gemdl3 den Regelungen des IT-Staatsvertrags. Ab dem Jahr 2027 wer-
den 53,4 Prozent der Gesamtkosten nach den Regelungen des IT-Staatsvertrags
verteilt, 46,6 Prozent iibernimmt der Bund als zusétzlichen festen Finanzie-
rungsanteil.

— Festlegung des Beginns der Anschluss- und Nutzungspflicht durch den IT-Pla-
nungsrat im Einvernehmen mit der jeweils zustdndigen Fachministerkonferenz
und dem zustindigen Vertreter des Bundes.

— Regelungen iiber die Ratifikation und das Inkrafttreten, {iber die Moglichkeit
eines spiteren Beitritts einzelner Lander sowie iiber Kiindigungsrechte.
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3. Alternativen

Bund und Lander haben 2009 im Rahmen der Modernisierung der Bund-Lénder-
Finanzbeziehungen (Foderalismuskommission II) ein neues System der Bund-
Léander-Zusammenarbeit beschlossen. In diesem Zusammenhang wurde auch Ar-
tikel 91¢ (Informationstechnische Systeme) in das Grundgesetz (GG) eingefiigt.
Er schafft die rechtliche Grundlage fiir ein Zusammenwirken von Bund und Lén-
dern bei der Planung, der Errichtung und dem Betrieb der fiir ihre Aufgabener-
flillung bendtigten Systeme und zum Verfahren zur Festlegung von IT-Standards
und IT-Sicherheitsanforderungen. Eine Alternative zu der Schaffung der Rechts-
grundlage fiir das NOOTS durch Staatsvertrag besteht nicht.

4. Finanzielle Auswirkungen

Die in den Jahren 2025 und 2026 fiir die Errichtung und den Betrieb des
NOOTS anfallenden Kosten werden auf insgesamt rund 38,8 Millionen Euro
(2025) und rund 40 Millionen Euro (2026) geschitzt. Im Jahr 2024 werden
aus den Mitteln des Programms Gesamtsteuerung Registermodernisierung ins-
gesamt rund 10,8 Millionen Euro fiir das NOOTS aufgewendet worden sein.
Fiir die Kosten des Betriebs und der Weiterentwicklung in den Jahren 2027 und
folgende liegen noch keine Kostenschétzungen vor.

Die Kosten fiir die Errichtung und den Betrieb des NOOTS sollen in den Jahren
2025 und 2026 iiber das Stammbudget der FITKO finanziert werden. In deren
mittelfristiger Finanzplanung sind Mittel fiir das Bund-Lénder Programm Ge-
samtsteuerung Registermodernisierung vorgesehen. Der Anteil des Landes an der
Finanzierung des Stammbudgets der FITKO gemil der Finanzierungsregelung in
§ 9 Absatz 9 des IT-Staatsvertrags ist im Landeshaushalt 2025/2026 eingeplant.

Ab dem Jahr 2027 werden die Kosten fiir den Betrieb und die Weiterentwicklung
des NOOTS in H6he von 53,4 Prozent der Gesamtkosten iiber die im Wirtschafts-
plan der FITKO veranschlagten, von Bund und Léndern bereitgestellten, Mittel
finanziert. Der Bund tragt zusdtzlich 46,6 Prozent der Gesamtkosten durch einen
festen Finanzierungsanteil. Damit liegt der Finanzierungsanteil des Bundes ab
dem Jahr 2027 insgesamt bei 60 Prozent.

Kosten fiir den Anschluss von Onlinediensten und Registern an das NOOTS sind
von der Kostenregelung nicht umfasst und miissen jeweils von den Vertragspart-
nern getragen werden. Der Anschluss von Onlinediensten und Registern erfolgt
nach der fiir Ende 2025 erwarteten Inbetriebnahme des NOOTS und einem von
IT-Planungsrat mit der zustdndigen Fachministerkonferenz festzulegenden Uber-
gangszeitraum.

5. Nachhaltigkeits-Check

Auswirkungen des NOOTS-Staatsvertrags sind in erster Linie in den Zielberei-
chen ,,Chancengerechtigkeit®, ,,Verschuldung, leistungsfihige Verwaltung und
Justiz® sowie ,,Legitimation* zu erwarten.

Die mit dem NOOTS-Staatsvertrag verfolgte Umsetzung des Once-Only-Prinzips
ist ein wesentlicher Schritt zur vollstindig digitalen Abwicklung von Verwal-
tungsleistungen und zugleich die vierte und hochste Stufe des Reifegradmodells
des Onlinezugangsgesetzes. Verwaltungsleistungen sollen fiir Unternehmen so-
wie Biirgerinnen und Biirger schnell, medienbruchfrei und mit wenig Aufwand
erreichbar sein. Zugleich werden auch die Aufwénde in den Verwaltungsbehor-
den verringert.

6. Sonstige Kosten fiir Private

Kosten fiir Private entstehen nicht.
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7. Ergebnis der Anhdrung

Zu dem Gesetzentwurf wurden die Kommunalen Landesverbidnde angehort und
der Landesbeauftragte fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit beteiligt.

Die Kommunalen Landesverbinde haben mitgeteilt, dass keine grundsitzlichen
Einwinde gegen den Gesetzentwurf bestehen. Der Landesbeauftragte fiir den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit hlt es fiir erforderlich, in den Staatsvertrag
eine Regelung zur Zweckbegrenzung und zur Einschrinkung der Verarbeitung
oder Beschlagnahme von Daten aus dem NOOTS durch die Polizei und Sicher-
heitsbehdrden aufzunehmen. Entsprechende Bedenken des Bundesbeauftragten
fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit und des Landesbeauftragten fiir
den Datenschutz Niedersachsen waren im Rahmen der Abstimmung des Vertrags-
textes zwischen dem Bund und den 16 Léindern nicht aufgegriffen worden. Zur
Begriindung wurde angefiihrt, dass es sich beim NOOTS um ein fachagnostisches
System fiir den Nachweisabruf und die Nachweisiibermittlung handelt, das le-
diglich Nachweisanfragen der Data-Consumer und Nachweise der Data-Provider
iibermittelt. Die datenschutzrechtlichen Regelungen in § 7 des Staatsvertrags re-
geln daher lediglich die Datenverarbeitung innerhalb des NOOTS. Die Regelung,
welche Stelle welche Daten zu welchen Zwecken abrufen oder libermitteln darf,
ist im jeweiligen Fachrecht zu treffen.

B. Einzelbegriindung

Zu§ 1:

Mit § 1 wird die nach Artikel 50 Satz 2 der Verfassung des Landes Baden-Wiirt-
temberg erforderliche Zustimmung des Landtags erteilt und die Veroffentlichung
des NOOTS-Staatsvertrags angeordnet.

Zu § 2:

Absatz 1 regelt das Inkrafttreten. Absatz 2 Satz 1 sieht vor, dass das Inkrafttreten
des NOOTS-Staatsvertrags im Gesetzblatt bekannt zu geben ist. Ebenso ist nach
Absatz 2 Satz 2 im Gesetzblatt bekannt zu geben, falls der NOOTS-Staatsvertrag
gegenstandslos wird. Gegenstandslos wird der NOOTS-Staatsvertrag nach seinem
§ 10 Absatz 2, wenn bis zum 30. Juni 2026 nicht mindestens die Ratifikations-
urkunden des Bundes und von elf Landern, welche mindestens zwei Drittel ihrer
Finanzierungsanteile nach dem Konigsteiner Schliissel abbilden, bei dem der Mi-
nisterprisidentenkonferenz vorsitzenden Land hinterlegt sind.
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Vertrag iiber die Errichtung, den
Betrieb und die Weiterentwicklung des
Nationalen Once-Only-Technical-Systems
(NOOTS) — Vertrag zur Ausfiithrung von
Artikel 91¢ Absatz 1, Absatz 2 GG —
NOOTS-Staatsvertrag

Praambel

Das Land Baden-Wiirttemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thiiringen

sowie die

Bundesrepublik Deutschland (im Weiteren ,,der Bund*
genannt)

(im Folgenden ,,Vertragsparteien®)

haben das Ziel, ein gemeinsames flichendeckendes in-
formationstechnisches System zu etablieren, das per-
spektivisch den gesamten Datenaustausch zwischen
allen offentlichen Stellen automatisiert, reibungslos,
schnell und damit auch kostengiinstig und biirokratie-
arm ermoglicht.

Nachweise und Daten, die der 6ffentlichen Verwaltung
bereits vorliegen, sollen im Interesse der Biirgerinnen
und Biirger sowie der Unternehmen nicht erneut erho-
ben, sondern direkt automatisiert abgerufen, iibermittelt
und nutzbar gemacht werden (Once-Only-Prinzip).

Davon profitieren auch die Verwaltungen des Bundes
einschlieBlich der bundesunmittelbaren Koérperschaften,
Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts sowie
der Lander einschlieBlich der Gemeinden, Gemeindever-
binde und der sonstigen der Aufsicht der Lander unter-
stehenden juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts.
Diese Vereinbarung umfasst juristische Personen des 6f-
fentlichen Rechts, soweit die Vertragsparteien die Fach-
und/oder die Rechtsaufsicht haben.

Zunichst soll das Once-Only-Prinzip fiir Verwaltungs-
leistungen nach dem Onlinezugangsgesetz umgesetzt
werden. Die weitere Nutzung des Systems wird durch
den IT-Planungsrat nach MaBgabe dieses Vertrags ge-
steuert.
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Die Vertragsparteien treffen daher auf der Grundlage des
Artikels 91c¢ des Grundgesetzes

— zur Errichtung, Betrieb und Weiterentwicklung eines
gemeinsamen informationstechnischen Systems zum
automatisierten Nachweisabruf gemafl Artikel 9lc
Absatz 1 des Grundgesetzes sowie

— zum Verfahren nach Artikel 91¢ Absatz 2 des Grund-
gesetzes zur Festlegung von IT-Standards und IT-
Sicherheitsanforderungen, soweit es vom Regelungs-
gegenstand dieses Staatsvertrags erfasst ist,

folgende Vereinbarung:

§1
Errichtung, Betrieb und Weiterentwicklung

eines gemeinsamen Nationalen Once-Only-
Technical-Systems (NOOTS)

Die Vertragsparteien errichten und betreiben das NOOTS
als gemeinsames informationstechnisches System und
entwickeln es gemeinsam weiter. Dieses System dient
dem nationalen und grenziiberschreitenden Abruf und
der Ubermittlung von Nachweisen und Daten durch 6f-
fentliche Stellen zur Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben.

§2
Begriffsbestimmungen

(1) Das Nationale Once-Only-Technical-System (NOOTS)
ist ein gemeinsames informationstechnisches System
aus IT-Komponenten, Schnittstellen und Standards, das
offentlichen Stellen den Abruf und die Ubermittlung
von elektronischen Nachweisen und Daten national und
grenziiberschreitend aus Datenbestinden offentlicher
Stellen zur Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben ermoglicht.

(2) Nachweise im Sinne dieses Staatsvertrages sind
Unterlagen und Daten in elektronischer Form, die zur
Ermittlung des Sachverhaltes in Verwaltungsverfahren
geeignet sind.

(3) Nachweisanfordernde Stelle kann die fiir die Ent-
scheidung iiber den Antrag zustindige Behorde oder
auch eine andere Offentliche Stelle sein, die dafiir zu-
stdndig ist, Nachweise einzuholen und an die fiir die Ent-
scheidung zustidndige Behorde weiterzuleiten.

(4) Nachweisliefernde Stelle ist diejenige oOffentliche
Stelle, die fiir das Ausstellen, Bearbeiten, Vorhalten oder
Ubermitteln eines Nachweises zustdndig ist.

§3

Governance

(1) Die grundsatzlichen Entscheidungen iiber den Be-
trieb und die Weiterentwicklung des NOOTS werden
nach Mafigabe des IT-Staatsvertrags in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie der Geschéftsordnung des IT-Pla-
nungsrats in der jeweils geltenden Fassung durch den IT-
Planungsrat getroffen.
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(2) Zu den grundsitzlichen Entscheidungen gehoren ins-
besondere:

a) Finanz- und Budgetplanung,
b) strategische Weiterentwicklung des NOOTS,

¢) Bekanntgabe, dass die technischen Voraussetzungen
fiir den Betrieb des NOOTS vorliegen,

d) Festlegung der Anschlussbedingungen an das NOOTS
und

e) Festlegung der Reihenfolge der Anschluss- und Nut-
zungsverpflichtung gemil § 9.

(3) Der IT-Planungsrat beteiligt die jeweilige Fachminis-
terkonferenz nach Maligabe des IT-Staatsvertrags in der
jeweils geltenden Fassung.

(4) Der IT-Planungsrat richtet nach MaBgabe der Ge-
schiftsordnung des IT-Planungsrats in der jeweils gel-
tenden Fassung eine Steuerungsgruppe NOOTS ein, der
je ein Vertreter des Bundes sowie von sechs Landern an-
gehoren.

(5) Die Steuerungsgruppe NOOTS trifft insbesondere
folgende Entscheidungen:

a) Entscheidungen innerhalb des Finanzbudgets,

b) Empfehlungen fiir die Anschlussbedingungen an das
NOOTS und

¢) Festlegungen zum Betrieb und der Weiterentwicklung
der technischen Infrastruktur.

(6) Der IT-Planungsrat benennt unterhalb der Steuerungs-
gruppe eine Gesamtleitung NOOTS und richtet zur Unter-
stiitzung bei der Foderalen IT-Kooperation (FITKO) eine
Geschiftsstelle ein. Die Vertretung der Gesamtleitung ist
bei der betriebsverantwortlichen Stelle nach § 4 verortet.
Die Gesamtleitung ist den Beschliissen der Steuerungs-
gruppe gegeniiber weisungsgebunden. Zu den Aufgaben
der Gesamtleitung gehdren insbesondere:

a) Erarbeiten der Finanzplanung und Controlling und

b) Vorbereitung und Umsetzung der Entscheidungen der
Steuerungsgruppe zum Betrieb und zur Weiterent-
wicklung des NOOTS.

(7) Der IT-Planungsrat richtet eine fachlich koordinie-
rende Stelle bei der FITKO ein. Zu deren Aufgaben ge-
horen insbesondere:

a) Operative Zusammenarbeit mit den Fachministerkon-
ferenzen bzw. deren zustéindigen Arbeitsgremien,

b) Steuerung und Koordination Datenmanagement des
NOOTS und

¢) Mitarbeit bei der Architektur des NOOTS.

§4
Betriebsverantwortliche Stelle
(1) Die operative Umsetzung der Errichtung, des Be-
triebs und der Weiterentwicklung des NOOTS erfolgt

durch das Bundesverwaltungsamt als betriebsverant-
wortliche Stelle.

10
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(2) Die betriebsverantwortliche Stelle legt der Steue-
rungsgruppe NOOTS iiber die Gesamtleitung Vorschla-
ge fiir die Anschlussbedingungen an das NOOTS vor.

(3) Die betriebsverantwortliche Stelle berichtet der Ge-
samtleitung regelméfig iiber den aktuellen Status des
NOOTS.

§5
Anschluss und Nutzung des NOOTS

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, zur Erbrin-
gung von Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezu-
gangsgesetz

a) Nachweise der nachweisliefernden Stellen {iber das
NOOTS zur Verfligung zu stellen,

b) nachweisanfordernde Stellen an das NOOTS anzu-
schlieBen und

c) das NOOTS fiir nachweisliefernde und nachweisan-
fordernde Stellen zu nutzen.

(2) Die anzuschlieBenden nachweisliefernden Stellen ge-
mél Absatz 1 Buchstabe a sind in der Anlage zu § 1 des
Identifikationsnummerngesetzes in der jeweils geltenden
Fassung aufgefiihrt. Der Anschluss erfolgt nach MaB-
gabe des § 9. Weitere nachweisliefernde Stellen, insbe-
sondere weitere Offentliche Register, werden ebenfalls
nach Maligabe des § 9 angeschlossen.

(3) Weitere offentliche Stellen und Unternehmen kdnnen
sich auf Grundlage anderer Rechtsvorschriften nach Maf-
gabe des § 9 an das NOOTS anschlieflen.

§6
Anschluss an das EU-OOTS

Das NOOTS stellt einen Anschluss an das technische
System nach Artikel 14 der Verordnung (EU) 2018/1724
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 2. Okto-
ber 2018 iiber die Einrichtung eines einheitlichen digitalen
Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Pro-
blemlésungsdiensten und zur Anderung der Verordnung
(EU) Nr. 1024/2012 (Single Digital Gateway-Verord-
nung) (ABI. L 295 vom 21.11.2018, S. 1) her. Die Ver-
pflichtung zum Anschluss an dieses EU-OOTS ergibt sich
aus der Verordnung (EU) 2018/1724.

§7

Datenschutzrechtliche Bestimmungen

(1) Das Bundesverwaltungsamt als die fiir den Betrieb
und die Bereitstellung des NOOTS zusténdige Stelle (be-
triebsverantwortliche Stelle) nach § 4 ist ,,Verantwort-
licher* im Sinne von Artikel 4 Nummer 7 der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europidischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
(ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016,
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S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021,
S. 35) fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten
im NOOTS, soweit nicht Rechtsakte der Européischen
Union entgegenstehende Bestimmungen enthalten. Die
betriebsverantwortliche Stelle trifft geeignete technische
und organisatorische MaBlnahmen nach den Artikeln 24,
25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679, um ein dem
Risiko angemessenes Schutzniveau der personenbezoge-
nen Daten zu gewihrleisten.

(2) Die aufgrund anderer Rechtsvorschriften bestehende
Verantwortlichkeit anderer Stellen, wie insbesondere die
der nachweisanfordernden und nachweisliefernden Stel-
len, bleibt unberiihrt.

(3) Die betriebsverantwortliche Stelle verarbeitet die zur
Erreichung der in § 1 Absatz 1 genannten Ziele erforder-
lichen personenbezogenen Daten zum Zweck der tech-
nischen Abwicklung eines automatisierten Abrufs und
der Ubermittlung von Nachweisen und Daten. Dies gilt
auch fiir die Verarbeitung von besonderen Kategorien
personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679, soweit diese in
den Nachweisen enthalten sind. § 22 Absatz 2 des Bun-
desdatenschutzgesetzes gilt entsprechend.

(4) Bund und Léander tragen dafiir Sorge, bestehende
Rechtsvorschriften zu iiberpriifen und erforderlichenfalls
anzupassen, um sicherzustellen, dass Abrufe und Uber-
mittlungen von Nachweisen und Daten im Umfang der
Anschluss- und Nutzungsverpflichtung datenschutzkon-
form moglich sind. Dazu werden erforderlichenfalls Re-
gelungen erarbeitet, die den verfassungsméBig zustindi-
gen Organen zur Entscheidung vorgelegt werden. Bund
und Linder beabsichtigen, sich iiber den Inhalt dieser
Regelungen abzustimmen.

§8

Finanzierung

(1) Die Vertragsparteien tragen die Kosten fiir die Er-
richtung, den Betrieb und die Weiterentwicklung des
NOOTS gemeinsam. In den Jahren 2025 und 2026 er-
folgt die Finanzierung iiber die im Wirtschaftsplan der
FITKO veranschlagten Mittel gemél den Regelungen
des IT-Staatsvertrages. Die Finanzierung erfolgt ab dem
Jahr 2027 in Hohe von 53,4 % der Gesamtkosten {iber
die im Wirtschaftsplan der FITKO veranschlagten Mit-
tel gemal den Regelungen des IT-Staatsvertrages und in
Hohe von 46,6 % der Gesamtkosten durch einen zusitz-
lichen festen Finanzierungsanteil des Bundes.

(2) Die Vertragsparteien sowie gegebenenfalls weitere an-
geschlossene offentliche Stellen tragen jeweils die Kos-
ten fiir den jeweiligen Anschluss an das NOOTS.

(3) Die Erfiillung der Verpflichtungen aus diesem Ver-
trag steht unter dem Vorbehalt der Bereitstellung der er-
forderlichen Haushaltsmittel in den Haushaltspldanen der
Vertragsparteien.
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§9
Beginn der Anschluss- und Nutzungspflicht

(1) Die betriebsverantwortliche Stelle teilt dem IT-Pla-
nungsrat mit, dass die technischen Voraussetzungen fiir
die Inbetriebnahme des NOOTS vorliegen.

(2) Der IT-Planungsrat beschliet nach Vorliegen der
technischen Voraussetzungen fiir die Inbetriebnahme des
NOOTS im Einvernechmen mit der jeweils zustdndigen
Fachministerkonferenz und dem zustindigen Vertreter
des Bundes einen angemessenen Ubergangszeitraum, in
dem der jeweilige Anschluss und die Nutzung nach § 5
Absatz 1 und Absatz 2 zu erfolgen hat.

(3) Bei bundeseigenen Leistungen und zentral beim
Bund gefiihrten nachweisliefernden Stellen entschei-
det der IT-Planungsrat in Abstimmung mit dem jeweils
zustdndigen Vertreter des Bundes einen angemessenen
Ubergangszeitraum, in dem der jeweilige Anschluss
und die Nutzung nach § 5 Absatz 1 und Absatz 2 zu
erfolgen hat.

(4) Der Anschluss und die Nutzung durch einzelne 6f-
fentliche Stellen nach § 5 Absatz 3 erfolgt nach Ratifika-
tion durch die zustindige Vertragspartei durch Beschluss
des IT-Planungsrats in Abstimmung mit der jeweiligen
offentlichen Stelle.

(5) Der Anschluss und die Nutzung nach § 5 Absatz 3
zum Zwecke eines registerbasierten Zensus erfolgt ab-
weichend von Absatz 4 nach Feststellung der fachlichen
Eignung durch das Statistische Bundesamt. §§ 16 und 20
Bundesstatistikgesetz in der jeweils geltenden Fassung
bleiben unberiihrt.

§ 10
Ratifikation und Inkrafitreten

(1) Der Vertrag bedarf der Ratifikation. Er tritt am Ersten
des Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem der
Bund und elf Lander, welche mindestens zwei Drittel ih-
rer Finanzierungsanteile nach dem Konigsteiner Schliis-
sel abbilden, ihre Ratifikationsurkunden bei dem der Mi-
nisterprisidentenkonferenz vorsitzenden Land hinterlegt
haben. Das der Ministerprasidentenkonferenz vorsitzende
Land teilt den Vertragsparteien den Zeitpunkt nach Satz 2
sowie die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde
mit.

(2) Sind bis zum 30. Juni 2026 nicht mindestens die
Ratifikationsurkunden des Bundes und von elf Léndern,
welche mindestens zwei Drittel ihrer Finanzierungs-
anteile nach dem Konigsteiner Schliissel abbilden, bei
dem der Ministerprisidentenkonferenz vorsitzenden
Land hinterlegt, wird der Vertrag gegenstandslos.

§ 11
Beitritt weiterer Léinder
(1) Die Lander, die ihre Ratifikationsurkunde nach In-

krafttreten nach § 10 noch nicht hinterlegt haben, konnen
diesem Vertrag nach Ratifikation durch Hinterlegung der
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Ratifikationsurkunde nach Maligabe des § 10 Absatz 1
beitreten. Uber die Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde unterrichtet das der Ministerprasidentenkonferenz
vorsitzende Land die iibrigen Vertragsparteien.

(2) Die Regelungen dieses Vertrags treten fiir das beitre-
tende Land am Tage nach der Hinterlegung der Ratifika-
tionsurkunde bei dem der Ministerprasidentenkonferenz
vorsitzenden Land in Kraft.

(3) Das beitretende Land trdgt ab dem Zeitpunkt der
Wirksamkeit des Beitritts die laufenden Kosten fiir den
Betrieb entsprechend der Kostenverteilung nach § 8 mit
Riickwirkung zum Beginn des laufenden Kalenderjahres.
Das beitretende Land trdgt den Anteil an den Kosten an
der Errichtung und Weiterentwicklung des NOOTS ent-
sprechend der Kostenverteilung nach § 8, der ihm bei
einer Verteilung der Kosten auf die zum Zeitpunkt des
Beitritts beteiligten Vertragsparteien zugekommen wére.
Der Kostenanteil wird bei der dem Beitritt folgenden
Abrechnung der laufenden Kosten beriicksichtigt.

(4) Die bis zum Beitritt aller Lander auszugleichenden
Kosten im Umfang der fehlenden Anteile nach dem
Konigsteiner Schliissel werden in einer dffentlich-recht-
lichen Vereinbarung geregelt.

§12
Geltungsdauer, Anderung und Kiindigung

(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

(2) Anderungen dieses Vertrages bediirfen einer einstim-
migen Entscheidung der Vertragsparteien.

(3) Dieser Vertrag kann von jeder Vertragspartei unter
Einhaltung einer Frist von zwei Jahren zum Jahresende
gekiindigt werden. Die Kiindigung ist gegeniiber dem
der Ministerprasidentenkonferenz vorsitzenden Land
schriftlich zu erkldren. Das der Ministerprasidenten-
konferenz vorsitzende Land unterrichtet die iibrigen
Vertragsparteien iiber den Eingang der Kiindigung.

(4) Die Kiindigung einer Vertragspartei lasst das Ver-
tragsverhéltnis der librigen Vertragsparteien zueinander
unberiihrt, jedoch kann jede {ibrige Vertragspartei diesen
Staatsvertrag binnen einer Frist von 12 Monaten nach
Eingang der Kiindigungserkldrung zum gleichen Zeit-
punkt kiindigen.

§13

Salvatorische Klausel

Sollte eine oder sollten mehrere Bestimmungen dieses
Staatsvertrages unwirksam sein oder werden, wird hier-
durch die Wirksamkeit des Staatsvertrages im Ubrigen
nicht beriihrt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung
soll eine Regelung treten, die dem mit ihr verfolgten
Zweck am nichsten kommt. Dasselbe gilt fiir etwaige
Liicken des Staatsvertrages.
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Fiir die Bundesrepublik Deutschland
Berlin, den 21.01.2025

Nancy Faeser

Fiir das Land Baden-Wiirttemberg:
Stuttgart, den 25.02.2025
Winfried Kretschmann

Fiir den Freistaat Bayern:
Miinchen, den 18.03.2025
M. Soder

Fiir das Land Berlin:
Berlin, den 28. Februar 2025
Kai Wegner

Fiir das Land Brandenburg:
Potsdam, den 28.2.2025
Dietmar Woidke

Fiir die Freie Hansestadt Bremen:
Bremen, den 5.3.2025

A. Bovenschulte

Fiir die Freie und Hansestadt Hamburg:

Hamburg, den 18.12.2024

Peter Tschentscher

Fiir das Land Hessen:
Wiesbaden, den 05.02.2025
Boris Rhein

Fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Schwerin, den 14. Mérz 2025

Manuela Schwesig

Fiir das Land Niedersachsen:
Hannover, den 24.03.2025
Stephan Weil
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Fiir das Land Nordrhein-Westfalen:

Diisseldorf, den 07. Mérz 2025
Hendrik Wiist

Fiir das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz, den 28.2.2025

Alexander Schweitzer

Fiir das Saarland:
Saarbriicken, den 31. Januar 2025
Anke Rehlinger

Fiir den Freistaat Sachsen:
Dresden, den 18.03.2025
M. Kretschmer

Fiir das Land Sachsen-Anhalt:
Magdeburg, den 11.03.2025
Dr. Reiner Haseloff

Fiir das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den 18.3.2025
Giinther

Fiir den Freistaat Thiiringen:
Erfurt, den 10/3/25
Mario Voigt
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Erliuterungen zum NOOTS-Staatsvertrag

Zur Praambel

Bund und Léander haben in der Besprechung des Bundeskanzlers mit den Mi-
nisterprisidentinnen und Ministerprésidenten der Lander am 20. Juni 2024 be-
schlossen, dass die rechtlichen Grundlagen des Nationalen Once-Only-Technical
Systems (NOOTYS) in einem Staatsvertrag festgelegt werden sollen.

Der Beschluss sah folgende Punkte vor:

1) Der Staatsvertrag soll gemeinsame Regelungen zur Errichtung, Anschluss,
Nutzung, Betrieb und Finanzierung im Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmit-
tel sowie die Form der Beteiligung an wesentlichen Entscheidungen (Gover-
nance) treffen.

2) Der IT-Planungsrat soll einen abgestimmten Entwurf bis zur Besprechung des
Chefs des Bundeskanzleramtes mit den Chefinnen und Chefs der Staats- und
Senatskanzleien der Lénder am 21. November 2024 in der Gesamtsteuerung
Registermodernisierung vorbereiten.

3) Der Bundeskanzler und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Lénder stellen in Aussicht, den Staatsvertrag in ihrer Besprechung am 12. De-
zember 2024 zu beschliefen.

4) Der Bund soll das Nationale Once-Only-Technical-System (NOOTS) weiterhin
entwickeln. Zur Koordination sollen die bestehenden Strukturen der Gesamt-
steuerung Registermodernisierung genutzt werden.

Die Begriffe Erfiillung offentlicher Aufgaben und informationstechnisches Sys-
tem lehnen sich an Artikel 91c Absatz 1 des Grundgesetzes (GG) an. Da in der
Governance auch Regelungen zu den Standards getroffen werden, wird der Staats-
vertrag auch auf Grundlage von Artikel 91c Absatz 2 GG geschlossen.

Die Ausfiihrungen, dass von der informationstechnischen Infrastruktur auch die
dort benannten Bereiche profitieren, entspricht der Formulierung des § 1 des On-
linezugangsgesetzes (OZG). Erfasst werden sollen auch die Bereiche der mittel-
baren Staatsverwaltung, u. a. Datenbestédnde bei der deutschen Rentenversiche-
rung, Bundesagentur fiir Arbeit etc.

Die Ausfiihrungen zu der Grundlage, auf der die Vertragsparteien ihre Vereinba-
rung treffen, entsprechen den Ausfithrungen aus dem IT-Staatsvertrag.

Durch die Prdambel wird der weite Anwendungsbereich sichergestellt. Die Ver-
tragsparteien stimmen iiberein, dass das NOOTS ein umfassendes System fiir den
Datenaustausch offentlicher Stellen werden soll. Da dies nur iiber einen lingeren
Zeitraum mit angemessenen Ubergangsfristen unter Beriicksichtigung der Fach-
lichkeiten erfolgen kann, soll zundchst die Umsetzung des Once-Only-Prinzips
fiir Verwaltungsleistungen nach dem OZG erfolgen und damit Reifegrad 4 nach
dem OZG erreicht werden.

Erfasst sind damit Nachweise in Verwaltungsverfahren im Sinne der Legaldefini-
tion des § 2 sowie Daten. Damit wird sichergestellt, dass das NOOTS umfassend
fiir den Informationsaustausch iiber Verwaltungsverfahren hinaus genutzt werden
kann.

Es soll klargestellt werden, dass durch den Staatsvertrag ein gestuftes Vorgehen
erfolgt, zunichst erfolgt die Umsetzung des Once-Only-Prinzips fiir Verwal-
tungsleistungen nach dem OZG unter Beriicksichtigung entsprechender daten-
schutzrechtlicher Vorgaben (siehe § 5 E-Government-Gesetz [EGovG] und ent-
sprechende MaBinahmen), dann weitere Bereiche.

Zu § 1 Errichtung, Betrieb und Weiterentwicklung eines gemeinsamen Nationalen
Once-Only-Technical-Systems (NOOTS)

Die Formulierung lehnt sich auch hier an Artikel 91c Absatz 1 GG an und be-
stimmt das Zusammenwirken der Parteien.
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Gemeinsame informationstechnische Einrichtungen sind nach Artikel 91c Ab-
satz 1 GG konsensual, gemeinsam und mit Kostenteilung entsprechend dem Nut-
zungsumfang moglich. Bund und Lénder kdnnen auf der verfassungsrechtlichen
Grundlage des Artikels 91c Absatz 1 GG bei der Errichtung, dem Betrieb und
der Weiterentwicklung des NOOTS freiwillig zusammenwirken und diese Zu-
sammenarbeit rechtlich verbindlich durch einen Staatsvertrag regeln. Erfasst sind
Abruf und Ubermittlung von Nachweisen und Daten. Dadurch wird der weite An-
wendungsbereich sichergestellt.

Zu § 2 Begriffsbestimmungen

Zu Absatz 1:

Die Definition des NOOTS lehnt sich an Artikel 91c Absatz 1 GG an und an die
Idee, dass die Verwaltungsbereiche miteinander Informationen austauschen miis-
sen. Die Definition sollte bewusst technologieoffen gestaltet werden.

Zu Absitzen 2 bis 4 allgemein:

Die Begriffsbestimmungen lehnen sich weitgehend an die Definitionen der Be-
griffe in § 5 EGovG an, wobei der im Staatsvertrag angelegten weiteren Anwen-
dungsmoglichkeit Rechnung getragen wird.

Zu Absatz 2:

Im Gegensatz zu § 5 EGovG sind hier nur Nachweise in elektronischer Form er-
fasst. In diesem Vertrag sollen nur die Nachweise, insbesondere im Hinblick auf
die Regelung der Anschluss- und Nutzungsverpflichtung fiir die Erbringung von
Verwaltungsleistungen nach OZG gemil § 5 definiert werden. Im Ubrigen dient
das NOOTS dem nationalen und grenziiberschreitenden Abruf und Ubermittlung
von Nachweisen und Daten. Der Begriff Daten wird bewusst nicht im Staatsver-
trag definiert. Dies ist auch in anderen Gesetzen nicht erfolgt, wie etwa im Identi-
fikationsnummerngesetz (IDNrG). Der Datenbegriff richtet sich nach den allge-
meinen Regelungen, u. a. der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO).

Zu Absatz 3:

S. 0. Absatz 2 — betrifft nur nachweisanfordernde Stelle in Verwaltungsverfahren
nach OZG gemaB § 5. Der Zensus ist bei den Begriffsbestimmungen nicht explizit
erfasst, aber vom weiten Anwendungsbereich (Daten).

Zu Absatz 4:

Im Gegensatz zu § 5 EGovG wird hier die Definition der Zusténdigkeit auf das
Ausstellen, Bearbeiten, Vorhalten oder Ubermitteln eines Nachweises ausge-
dehnt, um auch den Anschluss von Portalen, Spiegelregistern etc. zu erfassen.
Dies wurde in dem Gesetzgebungsverfahren zu § 5 EGovG nicht ausreichend ge-
regelt. Die weitere technische und prozessuale Priifung der Dateniibertragungen
hat seit Verfassen des § 5 EGovG gezeigt, dass aufgrund foderaler Besonder-
heiten der Moglichkeiten der Dateniibertragung vielfdltig sind und moglichst weit
gefasst werden sollten. Durch jede Vertragspartei und Fachlichkeit ist individuell
festzulegen, wie der Anschluss zu erfolgen hat.

Zu § 3 Governance Allgemein:

Bund und Lénder kdnnen auf der verfassungsrechtlichen Grundlage des Arti-
kels 91c Absatz 1 GG bei Errichtung und Betrieb des NOOTS freiwillig zusam-
menwirken und diese Zusammenarbeit rechtlich verbindlich durch einen Staats-
vertrag regeln. Teil dieser Regelungen ist auch die Governance, durch die die
Entwicklung, Nutzung und der Betrieb der informationstechnischen Infrastruktur
gesteuert wird. Dabei ist es notwendig, nicht nur den reinen IT-Betrieb zu regeln,
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sondern auch Strukturen zu etablieren, welche die Nutzung und die damit ver-
bundene Transformation sowie die Koordination des Datenmanagements iiber-
nehmen.

Konkret zum Vorschlag:

Der IT-Planungsrat soll als Auftraggeber fungieren und hiermit die Hoheit iiber
die Zuweisung des Budgets und damit verbunden die Entwicklungsrichtung auf
strategischer Ebene sowie die Festlegungen zu Standards und Anschlussbedin-
gungen an das NOOTS ausiiben (Absatz 1). Hierliber wird die Mitsprache von
Bund und Landern bei diesen zentralen Themen sichergestellt. Dabei soll eine
einstimmige Beschlussfassung des IT-Planungsrats gemél des IT-Staatsvertrages
erfolgen.

Die Steuerungsgruppe NOOTS (Absatz 4 und 5) soll den IT-Planungsrat von
kleinteiligen Entscheidungen entlasten. Sie erhélt dafiir die Entscheidungsbefug-
nis fiir alle Fragestellungen, die nicht in die Hoheit des IT-Planungsrats fallen.
Sofern Entscheidungen zu treffen sind, die den Zusténdigkeitsbereich einer Fach-
ministerkonferenz tangieren, ist eine entsprechende Vertretung zu beteiligen. Es
obliegt der jeweiligen Fachministerkonferenz, eine entsprechende Vertretung aus
einem passenden Gremium auszuwéhlen.

Der Bund sowie sechs Lander sollen in der Steuerungsgruppe vertreten sein. Es
muss sich dabei nicht um die identische Besetzung wie im Lenkungskreis Regis-
termodernisierung handeln.

Beim Bundesverwaltungsamt (BVA, betriebsverantwortliche Stelle, siche § 4)
und der FITKO (fachlich koordinierende Stelle) wird die operative Umsetzung
der Aufgaben verortet. Das BVA iibernimmt die technische Entwicklung und den
Betrieb (inkl. technische Weiterentwicklung). Die FITKO (Absatz 7) iibernimmt
die fachliche und foderale Koordination, insbesondere das Datenmanagement und
die operative Abstimmung mit den Fachministerkonferenzen, da hier die juris-
tische und fachliche Verantwortung fiir die iiber das NOOTS zu iibermittelnden
Daten und Nachweise liegen. Die fachlich koordinierende Stelle wirkt in Zusam-
menarbeit mit den Fachministerkonferenzen u. a. darauf hin, dass die zur Erbrin-
gung einer Verwaltungsleistung jeweils erforderlichen nachweisanfordernden und
nachweisliefernden Stellen gemiB Priorisierung und der Festlegung eines Uber-
gangszeitraums nach § 9 an das NOOTS angeschlossen werden, um einen mog-
lichst groBBen Nutzen fiir Antragssteller zu bewirken.

Um der Steuerungsgruppe einen verantwortlichen Ansprechpartner fiir alle techni-
schen und fachlichen Belange des NOOTS zu geben, bestimmt der IT-Planungsrat
eine Gesamtleitung NOOTS (Absatz 6), die bei der FITKO verortet wird und fiir
deren Unterstiitzung eine Geschéftsstelle eingerichtet wird. Die Gesamtleitung ist
nicht Teil der fachlich koordinierenden Stelle nach Absatz 7. Das BVA stellt eine
dauerhafte Stellvertretung der Gesamtleitung, sodass bereits auf dieser Ebene eine
enge Abstimmung gewéhrleistet ist. Die Gesamtleitung NOOTS ist der Steuerungs-
gruppe gegeniiber weisungsgebunden und ihr rechenschaftspflichtig.

Zu § 4 Betriebsverantwortliche Stelle

Zu Absatz 1:

Das BVA wird als betriebsverantwortliche Stelle im Staatsvertrag einschlieflich
der wesentlichen Aufgaben benannt.

Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist zu beachten, dass eine Benennung der be-
triebsverantwortlichen Stelle als Verantwortlicher fiir die Datenverarbeitungen im
NOOTS nach Vorgabe der DSGVO in einem Gesetz im formellen Sinn oder im
Staatsvertrag festgelegt werden kann, aber nicht durch einen IT-Planungsratsbe-
schluss erfolgen kann (Artikel 4 Nummer 7 DSGVO).

BVA und FITKO erfiillen nach den ihnen durch den Staatsvertrag zugewiesenen
Aufgaben die Umsetzung des Betriebs, der Entwicklung und Weiterentwicklung
des NOOTS (vgl. § 3).
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Fiir die betriebsverantwortliche Stelle findet das Vergaberecht des Bundes An-
wendung.

Zu § 5 Anschluss und Nutzung des NOOTS

Zu Absatz 1:

Die Anschluss- und Nutzungsverpflichtung bezieht sich auf den Anschluss nach-
weisliefernder und nachweisanfordernder Stellen an das NOOTS.

Angeschlossen werden sollen die Bereiche, die Nachweise fiir Verwaltungsleis-
tungen nach dem OZG liefern oder benétigen. Der Terminus ,,Verwaltungsleis-
tungen nach dem OZG* entstammt der Eingrenzung aus dem IDNrG. Damit stellt
die Anschlussverpflichtung die Verbindung zwischen OZG und Registermoderni-
sierungsgesetz (RegMoG) am Ubergang der Verwaltungsbereiche von Bund und
Léndern dar.

Durch eine einheitliche Anschlussverpflichtung an das NOOTS wird sicherge-
stellt, dass die Lander und der Bund Kosten und Aufwénde sparen statt Parallel-
strukturen aufzubauen, die dann Interoperabilitit zueinander sowie flir den An-
schluss an das EU-OOTS fiir den grenziiberschreitenden Nachweisabruf herstel-
len miissten.

Die Besonderheit einer staatsvertraglichen Regelung besteht darin, dass diese an-
ders als eine gesetzliche Regelung die Zusammenarbeit zwischen Bund und Lén-
dern in ihrer jeweiligen Verwaltungskompetenz regelt.

Zu Absatz 2:

Die Regelung bestimmt, welche nachweisliefernden Stellen angeschlossen wer-
den sollen. Sie ergeben sich aus der Liste gemd Anlage zu § 1 IDNrG. Diese
Liste wurde im IDNrG bereits wegen ihrer besonderen Relevanz fiir Leistungen
nach dem Onlinezugangsgesetz aufgefiihrt. Die Regelung soll die Anschluss- und
Nutzungsverpflichtung so klar bestimmen, dass fiir Verwaltungsleistungen nach
dem OZG erforderliche Nachweise aus den Registern des IDNrG abgerufen wer-
den konnen. Die Festlegung der Reihenfolge des Anschlusses richtet sich dabei
nach Maf3igabe des § 9 und wird entsprechend durch den IT-Planungsrat beschlos-
sen.

Diese Konkretisierung folgt dem Erfordernis des Bestimmtheitsgrundsatzes, wo-
mit der Anwendungsbereich der Anschluss- und Nutzungsverpflichtung klar ge-
fasst wird. Durch die Ratifikationsgesetze erhélt die Anschluss- und Nutzungsver-
pflichtung die parlamentarische Legitimation.

Damit wird die Kongruenz zwischen OZG und IDNrG sichergestellt. Die Mog-
lichkeiten und Ziele des IDNrG werden in der jeweiligen Verwaltungskompe-
tenz in der Zusammenarbeit zwischen Bund und Léndern umgesetzt. Aus diesem
Grund wurden die Regelungen des IDNrG iibernommen, die auf der Seite der
nachweisanfordernden Stellen auf die Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezu-
gangsgesetz abstellen (siche insb. § 5 Absatz 1 Satz 2 IDNrG) und auf der nach-
weisliefernden Seite auf die Liste der Anlage zu § 1 IDNrG.

Satz 3 erfasst weitere nachweisliefernde Stellen, zu denen insbesondere 6ffent-
liche Register gehoren, wie sie zum Beispiel auf der vom Bundesverwaltungsamt
betriebenen Seite registerlandkarte.de verdffentlicht sind.

Zu Absatz 3:

Von Absatz 3 sollen auch Wirtschaftsleistungen nach OZG erfasst werden, da
diese liberwiegend nicht in der Anlage zu § 1 IDNrG enthalten sind.

Dariiber hinaus wird auch im Sinne einer weiten Anwendungsmdglichkeit des
NOOTS gewihrleistet, dass ein Anschluss weiterer offentlicher Stellen fiir den
Datenaustausch jenseits der Umsetzung der Verwaltungsleistungen nach OZG
moglich ist. Unternehmen konnen sich auf Grundlage von Rechtsvorschriften an-
schlieBen, soweit dies zur Erfiillung ihrer rechtlichen Verpflichtungen gegeniiber
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Offentlichen Stellen dient und die 6ffentlichen Stellen dies ermdglichen. Ein An-
schluss kann dabei auf Grundlage bestehender oder noch zu schaffender Rechts-
vorschriften nach dem Mechanismus des § 9 erfolgen.

Die Umsetzung des Anschlusses wird in der Governance festgelegt, der Beginn
des Anschlusses und der Nutzung und des Ubergangszeitraums wird in § 9 ge-
regelt.

Zu § 6 Anschluss an das EU-OOTS

In Erfiillung der Single Digital Gateway-Verordnung (SDG-VO) wird fiir den
grenziiberschreitenden Nachweisaustausch das NOOTS an das EU-OOTS ange-
schlossen. Die Nachweisiibermittlung und der Nachweisabruf erfolgen konkret
iiber die Intermedidre Plattform und den Access Point (beides sind Komponenten
des Bundes, die Bestandteil des NOOTS sind).

Zu § 7 Datenschutzrechtliche Bestimmungen

Zu Absatz 1:

Das Bundesverwaltungsamt als fiir den Betrieb und die Bereitstellung des NOOTS
zusténdige Stelle ist flir die im NOOTS erfolgenden Datenverarbeitungen verant-
wortlich. Das Bundesverwaltungsamt ist somit auch ,,Verantwortlicher” im Sinne
der DSGVO, wenn es sich der Unterstiitzung Dritter bedient, was durch die Ver-
wendung des Begriffs der ,,Bereitstellung® prazisiert wird.

Eine alternativ denkbare Auftragsverarbeitung ist unzweckmifig, da dies den
massenhaften Abschluss von Auftragsverarbeitungsvereinbarungen erforderlich
machen wiirde. Das NOOTS dient dem Abbau von Biirokratie. Deshalb sollte der
fiir die Implementierung des NOOTS notwendige Biirokratieaufwand auf das er-
forderliche Minimum begrenzt bleiben.

Der Verweis auf Rechtsakte der EU dient in erster Linie der Klarstellung, dass
europarechtliche Regelungen, die fiir spezifische Verarbeitungssituationen andere
Datenschutzregelungen vorsehen, Anwendungsvorrang haben.

Die betriebsverantwortliche Stelle ist zudem fiir die Sicherstellung der Informa-
tionssicherheit verantwortlich und trifft zur Sicherstellung eines dem Risiko an-
gemessenen Schutzniveaus die erforderlichen technischen und organisatorischen
Mafnahmen.

Zu Absatz 2:

Diese Regelung triagt dem Umstand Rechnung, dass insb. § 5 EGovG eine eigen-
stindige Regelung iiber die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit der nach-
weisanfordernden und nachweisliefernden Stellen enthélt. Diese sog. General-
klauseln werden ferner in Landesrecht iiberfiihrt. Gleiches gilt beispielsweise fiir
landesrechtliche Regelungen, die den Nachweisaustausch zwischen Behorden
der Lander in Vollzug landesrechtlicher Regelungen zum Gegenstand haben und
ebenfalls spezialgesetzliche Regelungen enthalten.

Zu Absatz 3:

Artikel 6 Absatz 3 DSGVO verlangt, dass fiir die Verarbeitung eine Rechtsgrund-
lage vorliegt, in der der Zweck der Verarbeitung festgelegt wird. Das Gebot einer
klaren und spezifischen Festlegung des Verarbeitungszwecks gehort zu den zen-
tralen Prinzipien des Datenschutzrechts und verlangt, dass Regelungen klar und
prézise sind, sodass die zuldssigen Verarbeitungen fiir die Rechtsanwender im
Grundsatz vorhersehbar sind (Erwagungsgrund 42 DSGVO). Vorliegender Ab-
satz 3 definiert in seinem Satz 1 die datenschutzrechtlichen Verarbeitungszwecke
des NOOTS.

Es ist moglich, dass besondere Kategorien personenbezogener Daten im Sinne
von Artikel 9 Absatz 1 DSGVO verarbeitet werden. Nach Artikel 9 Absatz 2
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Buchstabe g DSGVO ist die Verarbeitung solcher Daten nur erlaubt, wenn die
Verarbeitung aus Griinden eines erheblichen offentlichen Interesses erforderlich
ist. Ein erhebliches offentliches Interesse an der Verarbeitung solcher Daten liegt
vor. Das NOOTS dient insbesondere der effizienteren und effektiveren Durch-
filhrung offentlicher Verwaltungsverfahren. Es fordert die Umsetzung des Once-
Only-Prinzips, indem Nachweise und Daten nur einmal erhoben aber mehrfach
genutzt werden konnen, was im Einklang mit dem Grundsatz der Datenmini-
mierung steht. Dies flihrt zu einer erheblichen Entlastung von Biirgerinnen und
Biirgern sowie von Unternehmen. Demnach ist die Verarbeitung besonderer Ka-
tegorien personenbezogener Daten aus Griinden eines erheblichen offentlichen
Interesses erforderlich.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist entsprechend den allgemeinen
Grundsitzen auf das technisch und rechtlich erforderliche Mindestmal3 zu be-
grenzen. Die Verarbeitung erfolgt im Einklang mit den Grundsitzen von Treu und
Glauben, Transparenz, Zweckbindung, Datenminimierung, Richtigkeit, Speicher-
begrenzung, Integritdt und Vertraulichkeit.

Zu Absatz 4:

Diese Regelung soll den vom NOOTS vorgesehenen Anwendungsbereich daten-
schutzrechtlich flankieren. Bund und Lander werden hierdurch angehalten, even-
tuell bestehende datenschutzrechtliche Anpassungsbedarfe zu identifizieren und
diesen durch geeignete Rechtsdnderungen Rechnung zu tragen.

Zu § 8 Finanzierung

Bund und Lénder tragen die Kosten fiir die Errichtung, den Betrieb und die Wei-
terentwicklung gemeinsam.

In den Jahren 2025 und 2026 erfolgt die Finanzierung ausschlielich aus dem
Budget der FITKO. Hintergrund ist, dass im Finanzplan des IT-Planungsrats be-
reits heute Finanzmittel in der mittelfristigen Finanzplanung fiir die Umsetzung
Registermodernisierung vorhanden sind. Die Mittel stechen dem Programm Ge-
samtsteuerung Registermodernisierung zur Verfiigung. Die Mittel werden derzeit
fiir die Programmarbeit und Umsetzungsprojekte verwendet.

Es ist absehbar, dass die Hohe der Finanzmittel fiir die Finanzierung der Kosten
fiir die Jahre 2025/2026 fiir

» Entwicklung/Betrieb/Weiterentwicklung

+ Datenmanagement/Begleitung Fachministerkonferenzen/Programmmanagement
ausreicht.

In die dauerhaften Betriebsstrukturen konnen noch anfallende Aufgaben, welche
im Programm Gesamtsteuerung noch nicht finalisiert wurden, iiberfiihrt werden.

Ab dem Jahr 2027 erfolgt die Finanzierung anteilig aus dem Budget der FITKO
sowie iiber einen zusitzlichen, festen Finanzierungsanteil des Bundes.

Zu § 9 Beginn der Anschluss- und Nutzungspflicht

Zu den Absitzen 1 und 2:

In Anlehnung an Artikel 22 RegMoG besteht die Moglichkeit, den Umsetzungs-
beginn und Ubergangszeitraum fiir den Anschluss und die Nutzung nachweis-
liefernder und nachweisanfordernder Stellen nach § 5 Absatz 1 und 2 beim Vor-
liegen der technischen Voraussetzungen anzusetzen.

Zu Absatz 3:
Bei bundeseigenen Leistungen und zentral beim Bund gefiihrten nachweisliefern-

den Stellen handelt es sich um keine Umsetzung im kooperativen Foderalismus,
die die Fachministerkonferenzen abbilden. Aus diesem Grund ist eine Abstim-
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mung mit dem zustédndigen Vertreter des Bundes statt den Fachministerkonferen-
zen erforderlich.

Zu Absatz 4:

Mit Absatz 4 soll sichergestellt werden, dass ein Anschluss nach § 5 Absatz 3
in einem vereinfachten Verfahren moglich ist. Durch den Beschluss des IT-Pla-
nungsrats als Auftraggeber wird auch die Bekanntgabe und Information {iber den
jeweils erfolgten Anschluss gewéhrleistet. Der Anschluss einer 6ffentlichen Stelle
nach § 5 Absatz 3 kann erst nach Ratifikation durch die jeweilige Vertragspar-
tei erfolgen. Andernfalls bestiinde die Moglichkeit, dass sich einzelne 6ffentliche
Stellen ohne entsprechende Zahlungsverpflichtung der jeweiligen Vertragspartei
anschlieBen und das NOOTS nutzen kénnen.

Zu Absatz 5:

Die Moglichkeit des Anschlusses 6ffentlicher Stellen zur Durchfithrung des re-
gisterbasierten Zensus ergibt sich aus § 5 Absatz 3. Die Umsetzung erfolgt dann
nach der Feststellung der fachlichen Eignung durch das Statistische Bundesamt,
siehe Formulierung § 9 Absatz 4.

Der registerbasierte Zensus soll iiber das NOOTS abgewickelt werden. Dies ist
auch vom weiten Anwendungsbereich erfasst. Um bereits im Staatsvertrag die
Grundlage fiir die Durchfiihrung zu legen, die ein wesentliches Ziel der Register-
modernisierung ist, ist die Regelung bereits im Staatsvertrag angelegt und abhén-
gig von der Feststellung der fachlichen Eignung. Durch den Satz 2 wird sicher-
gestellt, dass die geltenden Regelungen bei der Durchfithrung des Registerzensus
bestehen bleiben. Es handelt sich dabei lediglich um einen klarstellenden Hinweis
auf die geltende Rechtslage.

Zu § 10 Ratifikation und Inkrafttreten

Fiir die Umsetzung des NOOTS bedarf es fiir eine moglichst breite Funktions-
fahigkeit und eine sichergestellte Finanzierung einer breiten Anzahl an Landern
und des Bundes.

Um die gemeinsame Arbeit am NOOTS auf Grundlage dieses Staatsvertrags zu
beginnen, sieht die Regelung vor, dass nicht alle Ratifikationsurkunden hinterlegt
werden miissen, jedoch in jedem Falle die der Lander bzw. des Bundes, die sich
in groBem Umfang an der Finanzierung des NOOTS beteiligen sollen. Die Rati-
fikationsurkunde des Bundes sollte in jedem Falle hinterlegt werden.

Angelehnt ist die Formulierung an die Regelung zur Beschlussfassung in § 1 Ab-
satz 7 IT-Staatsvertrag. Die Formulierung ,,ihrer Finanzierungsanteile* bezieht
sich auf den Finanzierungsanteil aller Lander (ohne Beriicksichtigung des Bun-
desanteils), der sich nach dem Konigsteiner Schliissel verteilt.

Zu § 11 Beitritt weiterer Lander

Sofern einzelne Lénder den Vertrag bei Inkrafttreten noch nicht ratifiziert haben,
werden der nachgelagerte Beitritt und die Ubernahme der bis dahin angefallenen
Kosten geregelt.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 regelt die Kostenfolge bei einem nachtrdglichen Beitritt zum Staatsver-
trag. Die Grundlage der Finanzierung des NOOTS ist dieser Vertrag.

Sofern alle 16 Lander und der Bund nach § 10 ratifizieren, besteht die Moglich-
keit, dass eine Finanzierung der Errichtung, des Betriebs und der Weiterentwick-
lung des NOOTS iiber das Budget des IT-Planungsrats erfolgt und zunéichst iiber
die darin enthaltenen Mittel fiir das Programm Gesamtsteuerung Registermoder-
nisierung finanziert wird. In diesem Falle ist Absatz 3 obsolet.
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Zu § 12 Geltungsdauer, Anderung und Kiindigung

Zu Absatz 2:

Die Formulierung des Absatzes 2 Satz 1 lehnt sich an den IT-Staatsvertrag an, um
Anderungen zu ermoglichen.

Zu Absatz 3:

Die zweijdhrige Kiindigungsfrist lehnt sich an Regelungen im IT-Staatsvertrag an
(§ 11 Absatz 2 IT — StV). Ein Kiindigungsausschluss kann aufgrund der Bestim-
mungen nach Artikel 91c Absatz 2 nicht vorgenommen werden.

Zu Absatz 4:

Es handelt sich hierbei um ein Sonderkiindigungsrecht. Wenn ein Land eine Kiin-
digung erklért, die in zwei Jahren wirksam wird, haben alle anderen Lénder ein
Jahr Zeit, um zu priifen, ob sie auf dieser Grundlage auch kiindigen mdchten. Ein
Jahr Kiindigungsfrist ist notwendig, um fiir die verbleibenden Lénder Planungs-
sicherheit fiir das néchste Jahr zu schaffen.

Zu § 13 Salvatorische Klausel
Salvatorische Klausel ist ein iibliches Instrument, um mogliche unvorherseh-

bare Risiken der Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen aufzufangen, ohne den
Staatsvertrag in der Gesamtheit zu gefédhrden.

24



	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 / 9129
	15.7.2025
	Gesetzentwurf
	der Landesregierung
	Gesetz zu dem Vertrag über die Errichtung, den Betrieb und  die Weiterentwicklung des Nationalen Once-Only-Technical-Systems (NOOTS) – Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c  Absatz 1, Absatz 2 GG – NOOTS-Staatsvertrag


